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Europiische Agentur fiir die Sicherheit des Seeverkehrs ***]

P7_TA(2011)0581

Legislative Entschliefung des Européischen Parlaments vom 15. Dezember 2011 zu dem Vorschlag
fir eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung
(EG) Nr. 1406/2002 zur Errichtung einer Europidischen Agentur fiir die Sicherheit des Seeverkehrs

(KOM(2010)0611 - C7-0343/2010 — 2010/0303(COD))

(2013/C 168 E/46)

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europdgische Parlament,

— in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat

(KOM(2010)0611),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 100 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde

(C7-0343/2010),

— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

— in Kenntnis der Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 16. Februar

2011 (1),

— nach Konsultation des Ausschusses der Regionen,
— gestiitzt auf Artikel 55 seiner Geschiftsordnung,

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses fur Verkehr und Fremdenverkehr sowie der Stellungnahmen
des Haushaltsausschusses und des Ausschusses fir Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittel-

sicherheit (A7-0372/2011),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

() ABL C 107 vom 6.4.2011, S. 68.
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2. weist darauf hin, dass Nummer 47 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen
dem Europdischen Parlament, dem Rat und der Europdischen Kommission iiber Haushaltsdisziplin und
wirtschaftliche Haushaltsfuhrung (') fur die Ausweitung der Aufgaben der Europiischen Agentur fiir die
Sicherheit des Seeverkehrs gelten sollte; betont, dass jeder Beschluss der fiir die Rechtsetzung zustindigen
Organe zugunsten einer solchen Ausweitung der Aufgaben die Beschliisse der Haushaltsbehorde im Zu-
sammenhang mit dem jahrlichen Haushaltsverfahren unberiihrt lasst;

3. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag entscheidend
zu dndern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

4. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie
den nationalen Parlamenten zu iibermitteln.

() ABL C 139 vom 14.6.2006, S. 1.

P7_TC1-COD(2010)0303

Standpunkt des Europiischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 15. Dezember 2011 im

Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) Nr. ...[2012 des Europdischen Parlaments und des

Rates zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 zur Errichtung einer Europidischen
Agentur fiir die Sicherheit des Seeverkehrs

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf Artikel 100
Absatz 2,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

nach Ubermittlung des Vorschlags an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),

nach Konsultation des Ausschusses der Regionen,

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (?),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 des Européischen Parlaments und des Rates (°), die nach
dem Unfall des Oltankers "Erika" und der dadurch verursachten katastrophalen Olverschmutzung
angenommen wurde, wurde eine Europiische Agentur fiir die Sicherheit des Seeverkehrs ("die Agen-
tur") errichtet, deren Ziel die Gewdhrleistung eines hohen, einheitlichen und effektiven Niveaus bei der
Sicherheit im Seeverkehr und bei der Verhiitung von Verschmutzung durch Schiffe ist. [Abidnd. 1]

(1a) Nach der durch den Oltanker "Prestige" verursachten Katastrophe im Jahr 2002 wurde die Ver-
ordnung (EG) Nr. 1406/2002 abgedindert, um der Agentur weiterreichende Befugnisse im Bereich
der Verschmutzungsbekimpfung zu iibertragen. [Abind. 2]

(1) ABL C 107 vom 6.4.2011, S. 68.
(®) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 15. Dezember 2011.
() ABL L 208 vom 5.8.2002, S. 1.
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(2)

(3a)

(3b)

(3¢)

(4a)

(54)

Der Verwaltungsrat der Agentur hat 2007 gemifs Artikel 22 der Verordnung (EG) Nr. 1406/2002
eine unabhingige externe Bewertung der Durchfithrung der Verordnung in Auftrag gegeben. Aus-
gehend von dieser Bewertung formulierte er im Juni 2008 Empfehlungen fiir Anderungen, die die
Verordnung (EG) Nr. 1406/2002, die Agentur, ihren Zustindigkeitsbereich und ihre Arbeitsweise
betreffen. [Abind. 3]

Einige Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 sollten auf der Grundlage der Ergebnisse der
externen Bewertung, der Empfehlungen des Verwaltungsrats und der von diesem Rat im Mirz 2010
angenommenen Mehrjahresstrategie geklart und aktualisiert werden. Aulerdem-—selite-die Die Agentur
hat sich zwar auf ihre vorrangigen Aufgaben im Zusammenhang mit der Sicherheit im Seeverkehr
zu konzentrieren, sie sollte aber auferdem bestimmte zusitzliche Aufgaben erhalten, die der Ent-
wicklung der Politik fiir die Sicherheit im Seeverkehr auf Unionsebene und auf internationaler Ebene
Rechnung tragen. Zur Angesichts der knappen Haushaltsmittel der Union sind zur Gewihrleistung
der Kosteneffizienz und der effizienten Verwendung von Haushaltsmitteln sowie zur Vermeidung von
Doppelarbeit sind erhebliche Screening- und Umverteilungsanstrengungen erforderlich. EinDrittel-des
Der Bedarf an Personal fiir die neuen Aufgaben benédtigten—zusitzlichenPersonals sollte nach
Moglichkeit durch eine agenturinterne Umschichtung gedeckt werden konnen. [Aband. 4]

Diese Umschichtung muss in Abstimmung mit den Agenturen in den Mitgliedstaaten erfolgen.
[Abind. 5]

Die Agentur hat bereits vorgefiihrt, dass es wirksamer ist, bestimmte MafSnahmen, wie Systeme
der satellitengestiitzen Uberwachung, auf europdischem Niveau durchzufiihren. In den Fillen, in
denen diese Systeme genutzt werden konnen, um andere politische Ziele zu unterstiitzen, ist dies
eine Moglichkeit fiir Einsparungen der Mitgliedstaaten in ihren einzelstaatlichen Haushalten und
schafft einen tatsichlichen europdischen Mehrwert. [Abind. 6]

Damit die Agentur die ihr iibertragenen neuen Aufgaben ordnungsgemdfS ausfiihren kann, ist eine
— wenn auch geringfiigige — Aufstockung ihrer Ressourcen notwendig. Darauf ist im Zuge des
Haushaltsverfahrens besonderes Augenmerk zu legen. [Abind. 7]

Einige Vorschriften, die speziell die Leitung der Agentur betreffen, sollten geklirt werden. Aufgrund
der im Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) verankerten besonderen Ver-
antwortung der Kommission fiir die Durchfithrung der Unionspolitik sollte die Kommission der
Agentur politische Leitlinien fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben unter vollstindiger Wahrung
der Rechtsform der Agentur und der Unabhingigkeit ihres Exekutivdirektors, die in der Verordnung
(EG) Nr. 1406/2002 festgelegt wurden, vorgeben.

Bei Benennungen von Mitgliedern des Verwaltungsrats sollte der Gewihrleistung einer ausgewo-
genen Vertretung von Frauen und Ménnern in umfassender Weise Rechnung getragen werden. Die
Wahl des Vorsitzes und stellvertretenden Vorsitzes sowie die Auswahl der Vertreter aus Dritt-
lindern sollten ebenfalls im Zeichen dieses Ziels stehen. [Abind. 8]

Die Agentur sollte im Interesse der Union handeln und den Leitlinien der Kommission folgen. Dies
sollte beinhalten, dass die Agentur in ihren Zustdndigkeitsbereichen aulerhalb der Union titig werden
kann und dabei durch die wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit mit Drittstaaten die
Politik der Union fiir die Sicherheit im Seeverkehr fordert. [Abind. 9]

Die Agentur sollte auf Ersuchen eines Mitgliedstaats mit zusdtzlichen kosteneffizienten MafSnah-
men das Eingreifen beim Eintreten von Meeresverschmutzung, einschliefSlich der Verschmutzung
durch Offshore-Erdol- und Erdgasanlagen, unterstiitzen. Bei Meeresverschmutzung in einem Dritt-
staat sollte das Ersuchen an die Agentur durch die Kommission erfolgen. [Abind. 10]
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(6)  Die Agentur sollte die Kommission und die Mitgliedstaaten bei den Forschungsaktivititen, die mit
ihren Zustindigkeitsbereichen in Zusammenhang stehen, stirker unterstiitzen. Doppelarbeit mit dem
vorhandenen Forschungsrahmen der Union sollte jedoch vermieden werden. Insbesondere sollte die
Agentur nicht fiir die Verwaltung von Forschungsprojekten zustindig sein.Bei der Erweiterung der
Aufgaben der Agentur ist darauf zu achten, dass diese Aufgaben klar und deutlich beschrieben
werden, dass sie sich nicht doppeln und dass Uniibersichtlichkeiten vermieden werden. [Abind. 11]

(6a) Im Lichte der Entwicklung neuer, innovativer Anwendungen und Dienste und der Verbesserung
bereits bestehender Anwendungen und Dienste, sowie im Hinblick auf die Verwirklichung eines
Europiiischen Seeverkehrsraums ohne Grenzen sollte die Agentur die von den Programmen
EGNOS, Galileo und GMES gebotenen Maoglichkeiten umfassend nutzen. [Abind. 12]

(7)  Nach dem Auslaufen des Unionsrahmens fiir die Zusammenarbeit im Bereich der unfallbedingten
oder vorsidtzlichen Meeresverschmutzung, der durch die Entscheidung Nr. 2850/2000/EG des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates (1) geschaffen wurde, sollte die Agentur einige der zuvor nach dem
fritheren Rahmen durchgefiihrten Aktivititen fortsetzen, indem sie insbesondere auf das Fachwissen
der beratenden technischen Gruppe fiir die Vorsorge gegen und das Eingreifen bei Meeresverschmut-
zungen zuriickgreift.

(7a) Die Agentur stellt den Mitgliedstaaten detaillierte Informationen iiber Fille von Verschmutzungen
durch Schiffe zur Verfiigung, um sie in die Lage zu versetzen, ihren Verpflichtungen gemif§
Richtlinie 2005/35/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005
iiber die Meeresverschmutzung durch Schiffe und die Einfiihrung von Sanktionen fiir Verstife,
einschlieflich strafrechtlicher Sanktionen, fiir Verschmutzungsdelikte () nachzukommen. Jedoch
unterscheiden sich die Wirksamkeit der Durchsetzung und die Sanktionen sehr stark voneinander,
obwohl derartige Verschmutzungen das Potenzial in sich tragen, in andere nationale Gewisser zu
gelangen. [Abind. 13]

(8)  Jungste Ereignisse haben die Gefahren der Offshore-Erdol- und Erdgasexploration und —produktion
fir den Seeverkehr und die Meeresumwelt deutlich gemacht. Die Nutzung der haterventionskapazi-
taten Kapazitdten der Agentur sollte explizit dahingehend erweitert werden, dass sie sich auf das
Eingreifen bei Verschmutzungen erstreckt, die von solchen Aktivititen herrithren. Dariiber hinaus
sollte die Agentur die Kommission bei der Analyse der Sicherheit mobiler Offshore-Gas- und Ol-
anlagen unterstiitzen, um mogliche Schwachstellen festzustellen; Grundlage dafur ist das Fachwissen,
das sie sich in den Bereichen Sicherheit und Gefahrenabwehr im Seeverkehr, Verhiitung von Ver-
schmutzung durch Schiffe und Eingreifen bei Meeresverschmutzung erworben hat. Diese zusitzliche
Rolle, die einen europdischen Mehrwert durch die Nutzung des bestehenden Fachwissens und
Sachverstands der Agentur bietet, sollte mit angemessenen Finanz- und Humanressourcen einher-
gehen. [Abind. 14]

(8a) Insbesondere das CleanSeaNet-System der Agentur, das derzeit zur Bereitstellung von Bildbeweisen
fiir Ollecks von Schiffen genutzt wird, sollte auch eingesetzt werden, um Lecks aus Kiisten- und
Offshore-Anlagen aufzuzeichnen. [Abind. 15]

(8b) Zur Verwirklichung des Binnenmarktes sollten der Kurzstreckenseeverkehr maoglichst umfassend
genutzt und der biirokratische Aufwand fiir Schiffe verringert werden. Das Projekt "Blauer Giirtel"
wird dazu beitragen, die fiir Handelsschiffe vorgeschriebenen Meldeformalititen beim Einlaufen in
oder Auslaufen aus Hifen der Mitgliedstaaten zu verringern. [Abind. 16]

(9)  Die Union hat eine umfassende Seeverkehrsstrategie bis 2018 erarbeitet, die das Konzept elektro-
nischer Systeme fur den Seeverkehr ("e-maritime") einschlieft. Aufferdem entwickelt sie zurzeit ein
Meeresiiberwachungsnetz der Union. Die Agentur verfiigt iiber Systeme und Anwendungen fiir den
Seeverkehr, die fiir die Durchfithrung dieser Strategien — und insbesondere fiir das Projekt "Blauer
Giirtel' — von Interesse sind. Daher sollte die Agentur die Systeme und Daten anderen interessierten
Partnern zur Verfiigung stellen. [Abdnd. 17]

() ABL L 332 vom 28.12.2000, S. 1.
(?) ABL L 255 vom 30.9.2005, S. 11.
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(9a)

(9b)

(9c)

(10a)

(11)

(11a)

Um zur Schaffung eines "Einheitlichen Europdischen Meeresraums" beizutragen und zu helfen,
Meeresverschmutzung zu verhindern und zu bekimpfen, sollten Synergien zwischen den Behirden,
einschliefSlich der Kiistenwachen, hergestellt werden. [Abind. 18]

Die Agentur sollte die Kommission und die Mitgliedstaaten bei der Entwicklung und Umsetzung
der sogenannten "e-maritime"-Initiative der Union unterstiitzen, die unbeschadet der Befugnisse
der zustindigen Behorden durch die stirkere Nutzung von Informationstechnologien fiir Effizienz-
steigerungen im Seeverkehrssektor sorgen soll. [Abind. 19]

Da es wichtig ist, dass Europa weiterhin neue, hochqualifizierte Seeleute anzieht, um die Genera-
tion, die vor dem Ruhestand steht, zu ersetzen, sollte die Agentur die Mitgliedstaaten und die
Kommission bei der Forderung der Ausbildung von Seeleuten unterstiitzen. Sie sollte sich ins-
besondere um den Austausch bewihrter Verfahren und die Erleichterung des Austausches zwischen
Einrichtungen fiir die Ausbildung von Seeleuten nach dem Vorbild des Erasmus-Programms be-
miihen. [Abind. 20]

Die Agentur hat sich als mafSgeblicher Anbieter von Seeverkehrsdaten auf Unionsebene etabliert, die
fiir andere Unionsaktivititen von Interesse und relevant sind. Durch ihre Aktivititen, insbesondere im
Bereich der Hafenstaatkontrolle, der Uberwachung des Seeverkehrs und der Schifffahrtsrouten sowie
der Unterstiitzung bei der Verfolgung maoglicher Verschmutzer sollte die Agentur zur Stirkung von
Synergien auf Unionsebene hinsichtlich bestimmter der Einsitze zur Verhiitung und Bekimpfung
von Meeresverschmutzung durch die Forderung des Austauschs von Informationen und bewihrten
Verfahren zwischen den verschiedenen Kiistenwachen derKiistenwaehe beitragen. Dariiber hinaus
sollten im Zuge der Dateniiberwachung und —erhebung durch die Agentur auch grundlegende Infor-
mationen, beispielsweise iiber Piraterie und zu potenziellen Gefahren fiir den Seeverkehr und die
Meeresumwelt aufgrund der Offshore-Erdol- und Erdgasexploration,und -produktion und -befor-
derung gesammelt werden. [Abind. 21]

Um das zunehmende Risiko der Piraterie im Golf von Aden und in der westlichen Hilfte des
Indischen Ozeans bekdmpfen zu konnen, muss die Agentur die genaue Position der unter EU-
Flagge fahrenden Schiffe, die diese als sehr risikoreich eingestuften Gebiete durchkreuzen, an die
EU-Marineoperation Atalanta weitergeben. Bis heute haben nicht alle Mitgliedstaaten ihre Zu-
stimmung hierzu erteilt. Mit dieser Verordnung sollen sie dazu verpflichtet werden, damit die Rolle
der Agentur bei der Bekimpfung der Piraterie gestirkt werden kann. [Abind. 22]

Die Systeme, Anwendungen, Sachkenntnis und Daten der Agentur sind auch von Belang fiir den
Beitrag zu dem Ziel, einen guten Umweltzustand der Meeresgewisser gemafl der Richtlinie
2008/56/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 zur Schaffung eines
Ordnungsrahmens fiir Malnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie-
Rahmenrichtlinie) (!) zu erreichen, insbesondere in Bezug auf ihre den Seeverkehr betreffenden Ele-
mente wie Ballastwasser, Abfille im Meer und Unterwassergerdusche.

Im Bereich der Hafenstaatkontrolle arbeitet die Union eng mit dem Sekretariat der Pariser Ver-
einbarung iiber die Hafenstaatkontrolle zusammen. Um die Wirksamkeit der MafSnahmen zu
maximieren, sollten die Agentur und das Sekretariat der Pariser Vereinbarung iiber die Hafen-
staatkontrolle so eng wie moglich zusammenarbeiten, und die Kommission und die Mitgliedstaaten
sollten alle Moglichkeiten fiir eine weitere Effizienzsteigerung priifen. [Abidnd. 23]

() ABL L 164 vom 25.6.2008, S. 19.
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(11b) Die Fachkompetenz der Agentur in den Bereichen Bekimpfung von Verschmutzungen der Mee-

(12)

(14)

resumwelt und Eingreifen bei Unfillen wire fiir die Erstellung von Leitlinien fiir die Lizenzvergabe
fiir die Ol- und Erdgasexploration und -produktion ebenfalls wertvoll. Die Agentur sollte daher die
Kommission und die Mitgliedstaaten bei dieser Aufgabe unterstiitzen. [Abind. 24]

Die Agentur fihrt Inspektionen durch, um die Kommission bei der Bewertung der effektiven Durch-
fuhrung von Unionsrecht zu unterstiitzen. Die Rolle der Agentur, der Kommission, der Mitglied-
staaten und des Verwaltungsrates sollte klar festgelegt sein.

Die Kommission und die Agentur sollten eng zusammenarbeiten und so rasch wie moglich die bei
derVorbereitung—der operativen Arbeitsmethoden der Agentur fiir die Inspektionen vorbereiten eng
zusammenarbeiten. Solange die Mafnahmen, die diese Arbeitsmethoden betreffen, nicht in Kraft
getreten sind, sollte die Agentur die aktuelle Praxis der Durchfithrung der Inspektionen fortfithren.
[Abind. 25]

Die Um die Anforderungen an die operativen Arbeitsmethoden der Agentur fiir die Durchfithrung
von Inspektionen zu beschliefen, sollte sollten—gemafi—demBeschluss1999/468/EG—desRates—vom
der Meodalititen—tfiirdieAusitbung—der—der Kommission gemdfS Ar-

28FJuni1999—zur Festegung
tikel 290 des AEUV die Befugnis iibertrageniibertragenenDurehfithrungsbefugnisse{}-beschlossen
werden, Rechtsakte zu erlassen. [Abind. 26]

(14a) Alle diese MafSnahmen und der Beitrag der Agentur zur Abstimmung zwischen den Mitglied-

staaten und der Kommission sollten auf die Verwirklichung eines echten Europdiischen Seever-
kehrsraums gerichtet sein. [Abind. 27]

(14b) Die Verordnung des Rates (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 vom 25. Juni 2002 iiber die Haushalts-

(15)

ordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Europdischen Gemeinschaften () (Haushaltsordnung)
und insbesondere deren Artikel 185 sowie die Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem
Europiischen Parlament, dem Rat und der Europdischen Kommission vom 17. Mai 2006 iiber
die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsfiihrung (3) und insbesondere deren Num-
mer 47 sollten beriicksichtigt werden. [Abind. 28]

Die Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 sollte daher entsprechend gedndert werden -

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anderungen der Verordnung (EG) Nr. 1406/2002

Die Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 wird wie folgt gedndert:

Die Artikel 1 bis 3 erhalten folgende Fassung:

"Artikel 1
Ziele

(1)  Mit dieser Verordnung wird eine Europdische Agentur fur die Sicherheit des Seeverkehrs
("Agentur") errichtet. Die Agentur handelt im Interesse der Union.

() ABL C 139 vom 14.6.2006, s. 1.
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(2)  Die Agentur stellt den Mitgliedstaaten und der Kommission die erforderliche wissenschaftlich-
technische Unterstiitzung und hochwertiges Fachwissen zur Verfiigung, damit diese die Rechtsvor-
schriften der Union im Hinblick auf die Sicherstellung eines hohen, einheitlichen und wirksamen
Niveaus in Bezug auf die Sicherheit und Gefahrenabwehr im Seeverkehr und mittels Nutzung ihrer
bestehenden Kapazititen im Bereich der Unterstiitzung bei Sicherheit-und-derGefahrenabwehrim
Seeverkehr—sowie der—Verhiitung—der—von—Schiffen—verursachtenVerschmutzung Verhiitung und
Bekimpfung von Meeresverschmutzung, einschliefllich durch Offshore-Erdol- und -Erdgasanlagen,
sowie mit Blick auf den Aufbau eines Europdischen Sehverkehrsraums ohne Grenzen ordnungs-
gemifl anwenden, die Anwendung iiberwachen und die Wirksamkeit der bestehenden Mafnahmen
beurteilen konnen. [Abind. 29]

(3)  Die Agentur leistet den Mitgliedstaaten und der Kommission wissenschaftlich-technische Unter-
stiitzung im Bereich der unfallbedingten oder vorsitzlichen Meeresverschmutzung und unterstiitzt -
unbeschadet der Verantwortung der Kiistenstaaten, angemessene Mechanismen zum Eingreifen bei
Verschmutzung vorzusehen - auf Ersuchen die Mechanismen, die in den Mitgliedstaaten zum Ein-
greifen bei Verschmutzung bestehen, mit zusitzlichen Mitteln in kosteneffizienter Weise; dabei tragt
sie der bestehenden Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in diesem Bereich Rechnung. Sie
unterstiitzt das mit der Entscheidung 2007/779/EG, Euratom~+*} des Rates vom 8. November 2007
iiber ein Gemeinschaftsverfahren fir den Katastrophenschutz (*) geschaffene EU-Verfahren fur den
Katastrophenschutz.

Artikel 2
Aufgaben der Agentur

(1)  Die in Artikel 1Zur—angemessenen—Verwirklichung—der—in-Astikel 1 genannten Ziele erfiille
stellen die erstrangigen Zustindigkeiten der Agentur dar und miissen vorrangig verwirklicht
werden. Die Ubertragung derdie in Absatz 2 dieses Artikels aufgefithrten Aufgaben auf die Agentur
stellt sicher, dass Doppelarbeit vermieden wird, und sie hingt ab von der ordnungsgemifSen
Wahrnehmung der Aufgaben im Bereich Zusammenhang mit der Sicherheit—und-der Gefahren-
abwehr und der Sicherheit im Seeverkehr, der Verhiitung dervon Sehiffen—verursachtenVerschmut-
zung-und dem EingreifendesEingreifens bei Meeresverschmutzung auf Ersuchen der Mitgliedstaaten
und der Kommission. [Abind. 30]

(2)  Die Agentur unterstiitzt die Kommission

a) bei den Vorarbeiten fur die Aktualisierung und Weiterentwicklung relevanter Unionsvorschriften,
insbesondere im Zuge der Weiterentwicklung der einschldgigen internationalen Vorschriften auf
dem Gebiet der Gefahrenabwehr und Sicherheit im Seeverkehr;

b) bei der wirksamen Anwendung relevanter Unionsvorschriften, insbesondere indem sie Inspektio-
nen gemdfl Artikel 3 dieser Verordnung durchfithrt und der Kommission technische Unterstiit-
zung bei der Durchfiihrung der Inspektionsaufgaben leistet, die ihr gemafS Artikel 9 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 725/2004 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 31. Mirz 2004
zur Erhohung der Gefahrenabwehr auf Schiffen und in Hafenanlagen-%} {3 tibertragen werden;
sie kann der Kommission mdgliche Verbesserungen relevanter Unionsvorschriften vorschlagen;

ba

~

technisch bei der Durchfiihrung der Inspektionsaufgaben, die ihr gemdfS Artikel 13 Absatz 2
der Richtlinie 2005/65/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2005
zur Erhéhung der Gefahrenabwehr in Hifen (***) iibertragen werden; [Abind. 31]
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bei der Bereitstellung Aktualisierung und Ausarbeitung der notwendigen technischenUnterstiit-
zung Vorkehrungen fir die Beteiligung an den Arbeiten der technischen Gremien der IMO, der
ILO, der Pariser Vereinbarung iiber die Hafenstaatkontrolle und anderer relevanter internationaler
oder regionaler Organisationen; [Abédnd. 32]

bei der Entwicklung und Umsetzung von Unionsstrategien im Zusammenhang mit den Aufgaben
der Agentur, besonders im Bereich der Sicherheit des Seeverkehrs, sowie wie den Meeresauto-
bahnen, dem europiischen Seeverkehrsraum ohne Grenzen, dem Projekt "Blauer Giirtel", "e
maritime", den-Binnenwasserstraen; der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, dem Klimawandel tmel
der Analyse der Sicherheit vonmebiler Offshore-Erdol- und Erdgasanlagen und der Bekimpfung
von Verschmutzung; [Abind. 33]

da) beim Austausch von Informationen betreffend sonstige MafSnahmen, die angesichts ihrer

ea)

Kompetenzen und ihres Fachwissens angemessen sein kann; [Abind. 34]

bei der Umsetzung von mit den Aufgaben der Agentur zusammenhingenden Unionsprogram-
men wie dem Programm "Globale Umwelt- und Sicherheitsiiberwachung" (Global Monitoring for
Environment and Security, GMES) und Kooperationsprogrammen mit Lindern der Europaischen
Nachbarschaftspolitik (ENP-Landern);

bei der Entwicklung und Umsetzung von Mafinahmen zur Verbesserung der Qualitit der
Ausbildung europdischer Seeleute sowie bei der Forderung von Berufslaufbahnen im mariti-
men Bereich, wobei der Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskriften im maritimen "Clus-
ter" der EU Rechnung zu tragen ist; [Abind. 35]

bei der Analyse laufender und abgeschlossener Forschungsprojekte, die fiir die Tatigkeitsfelder der
Agentur von Belang sind; dazu gehort die Benennung moghcher regelsetzender Folgemafinah-
men, d1e 51ch aus speziellen Forschungspro;ekten ergeben

: [Abind. 36]

bei der Entwicklung von Kriterien oder Leitlinien fiir die Lizenzierung von Ol- und Erdgas-
exploration bzw. -produktion in der Meeresumwelt und insbesondere in Bezug auf die damit
verbundenen Aspekte des Schutzes der Umwelt und der Bevilkerung; [Abind. 37]

bei der Durchfithrung anderer Aufgaben, die dieser aufgrund bestehender und kiinftigerUnions-
vorschriften im jeweiligen Bereich tibertragen werden.

Die Agentur arbeitet mit den Mitgliedstaaten zusammen, um

gegebenenfalls einschligige Ausbildungsmaflnahmen in Bereichen zu organisieren, die in die
Zustandigkeit des Hafenstaates, des Flaggenstaates und des Kiistenstaates fallen;

im Zusammenhang mit der Anwendung von Unionsvorschriften technische Losungen zu ent-
wickeln, die die Bereitstellung einschligiger Dienstleistungen einschlieen, und technische Unter-
stittzung zu leisten;

ba) die Uberwachung der anerkannten Organisationen zu unterstiitzen, die in Ubereinstimmung

mit Artikel 9 der Richtlinie 2009/15/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
23. April 2009 iiber gemeinsame Vorschriften und Normen fiir Schiffsiiberpriifungs- und
-besichtigungsorganisationen und die einschligigen MafSnahmen der Seebehirden (****) im
Auftrag der Mitgliedstaaten Zertifizierungsaufgaben erfiillen, wobei die Rechte und Verpflich-
tungen des Flaggenstaats unberiihrt bleiben; [Abind. 38]
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bb) die Kommission bei der Durchfiihrung der Aufgaben gemif den Artikeln 3, 5, 6, 7 und 8 der

ca)

Verordnung (EG) Nr.391/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April
2009 iiber gemeinsame Vorschriften und Normen fiir Schiffsiiberpriifungs- und -besichti-
gungsorganisationen (*****) zy ynterstiitzen und bei der Anwendung und Umsetzung von
Artikel 10 dieser Verordnung zu beraten; [Abind. 39]

tiber das mit der Entscheidung 2007/779/EG, Euratom errichtete EU-Katastrophenschutzverfah-
ren deren Mafnahmen zum Eingreifen im Falle unfallbedingter oder vorsitzlicher Meeresver-
schmutzung mit zusitzlichen Mitteln in kosteneffizienter Weise zu unterstiitzen, sofern darum
ersucht wird. In diesem Zusammenhang leistet die Agentur dem fir die Durchfithrung der
Sduberungsmaffnahmen zustindigen betroffenen Mitgliedstaat durch die Bereitstellung geeig-
neter technischer Ressourcen Hilfe; [Abind. 40]

Daten zu Qualifikationen und Beschiiftigung von Seeleuten zu sammeln und auszuwerten, um
einen europaweiten Austausch der besten Methoden im Bereich der Ausbildung von Seeleuten
zu ermoglichen; [Abind. 41]

cb) fiir eine ausreichende Abstimmung der Lehrpline der Ausbildungseinrichtungen zu sorgen, um

cc)

cd)

aa)

ab)

eine maoglichst einheitliche Ausbildung sicherzustellen; [Abind. 42]

die Schaffung eines Austauschprogramms zwischen Einrichtungen fiir die Ausbildung von
Seeleuten nach dem Vorbild des Erasmus-Programms zu erleichtern; [Abind. 43]

ihr technisches Fachwissen im Bereich des Schiffsbaus oder sonstigen relevanten Titigkeiten
im Zusammenhang mit dem Seeverkehr einzubringen, um den Einsatz von umweltfreundlichen
Technologien auszubauen und ein hohes Schutzniveau zu gewdhrleisten. [Abind. 44]

Die Agentur unterstiitzt die Mitgliedstaaten und die Kommission wie folgt:

Im Bereich der Verkehrsiiberwachung hat die Agentur insbesondere die Zusammenarbeit zwi-
schen den Anliegerstaaten der betroffenen Seegebiete in den von der Richtlinie 2002/59/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2002 iiber die Einrichtung eines gemein-
schaftlichen Uberwachungs- und Informationssystems fiir den Schiffsverkehr-%} (******) erfassten
Bereichen zu fordern und die fur die Erreichung der Ziele jener Richtlinie erforderlichen Infor-
mationssysteme zu entwickeln und zu betreiben. Aufferdem trdgt sie zur Entwicklung eines
gemeinsamen Informationsraums fiir den maritimen Bereich der EU bei.

Sie unterstiitzt die von ihnen durchgefiihrten MafSnahmen im Bereich der Bekimpfung des
illegalen Handels und von seeriuberischen Handlungen durch die Bereitstellung von Daten
und Informationen, die die Operationen erleichtern konnen, und insbesondere durch den Ein-
satz ihrer Systeme zur automatischen Identifizierung von Schiffen und die Nutzung von
Satellitenbildern. [Abind. 45]

Die Agentur unterstiitzt sie bei der Entwicklung und Umsetzung makroregionaler Strategien
der Union im Zusammenhang mit ihrem Aufgabenbereich. [Abind. 46]
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Hinsichtlich der Untersuchung von Seeunfillen gemdf der Richtlinie 2009/18/EG des Europii-
schen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Festlegung der Grundsitze fiir die
Untersuchung von Unfillen im Seeverkehr-# (*****¥) unterstiitzt die Agentur auf Ersuchen des
zustindigen Mitgliedstaats die Mitgliedstaaten bei der Untersuchung schwerer Seeunfille und
analysiert bereits vorliegende Untersuchungsberichte iiber Unfille, um einen Mehrwert auf EU-
Ebene in Form von Erkenntnisgewinn zu erzielen. In diesem Zusammenhang wird die Agentur
aufgefordert, die Mitgliedstaaten zu unterstiitzen, wenn sie Unfille untersuchen, die Meeres-
anlagen (an den Kiisten und Offshore), einschliefSlich Gas- und Olanlagen, betreffen, und die
Mitgliedstaaten werden ihrerseits zur umfassenden und unverziiglichen Zusammenarbeit mit
der Agentur angehalten. [Abind. 47]

In Bezug auf Ollecks an Offshore-Anlagen unterstiitzt die Agentur die Mitgliedstaaten und
die Kommission durch die Nutzung ihres CleanSeaNet-Dienstes dabei, den Umfang und die
Umweltauswirkungen solcher Lecks zu iiberwachen. [Abind. 48]

Im Zusammenhang mit Offshore-Gas- und Olanlagen durch die Evaluierung der Vorkehrun-
gen der Mitgliedstaaten im Hinblick auf Notfallpline und die Vorbereitung auf Notfallsitua-
tionen sowie durch die Koordinierung der Mafnahmen zur Bekimpfung der Olverschmutzung
im Falle eines Unfalls. [Abind. 49]

Im Zusammenhang mit Offshore-Anlagen durch die Sicherstellung einer unabhdingigen Kon-
trolle der die Sicherheit, die Verhiitung von Verschmutzung, den Umweltschutz und Krisen-
pline betreffenden Seeverkehrsaspekte durch eine dritte Stelle; [Abind. 50]

Durch die Bereitstellung objektiver, zuverlassiger und vergleichbarer Statistiken, Informationen
und Daten schafft die Agentur die Grundlage dafur, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten
die erforderlichen Mafinahmen zur Verbesserung ihrer Aktionen und zur Bewertung der Wirk-
samkeit und Kosteneffizienz der bestehenden Manahmen ergreifen konnen. Hierzu gehoren die
Sammlung, Speicherung und Bewertung technischer Daten, die systematische Auswertung beste-
hender und gegebenenfalls der Aufbau neuer Datenbanken (mit Datenaustausch). Die Agentur
unterstiitzt die Kommission auf der Grundlage der gesammelten Daten bei der Veroffentlichung
von Informationen tiber Schiffe gemif der Richtlinie 2009/16/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 23. April 2009 tiber die Hafenstaatkontrolle+%} (********)_ Die Agentur unter-
stittzt die Kommission und die Mitgliedstaaten ferner bei deren Mafnahmen im Rahmen der
Richtlinie 2005/35/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 iiber
die Meeresverschmutzung durch Schiffe und die Einfiihrung von Sanktionen fiir Verstofe, ein-
schlieflich strafrechtlicher Sanktionen, fiir Verschmutzungsdelikte-{#} (*******¥) fiir eine bessere
Identifizierung und Verfolgung von Schiffen, die illegale Einleitungen vorgenommen haben.
[Abdnd. 51]

Die Agentur erstellt eine jihrliche Ubersicht der "Vorkommnisse auf See", die "gefihrliche

Vorkommnisse" und "Beinahe-Unfille" umfasst und sich auf die von den zustindigen nationalen
Einrichtungen der Mitgliedstaaten gemeldeten Informationen stiitzt. Diese Ubersicht wird dem
Europiiischen Parlament und dem Rat jihrlich zur Verfiigung gestellt. [Abind. 91]

()
bei

Auf Ersuchen der Kommission leistet die Agentur der Kommission technische Unterstiitzung
der Anwendung relevanter EU-Vorschriften auf Staaten, die sich um den Beitritt zur Union

bewerben, und gegebenenfalls auf alle Partnerlinder der Europiischen Nachbarschaftspolitik uné
sowie auf Linder, die sich an der Pariser Vereinbarung iiber die Hafenstaatkontrolle beteiligen.
[Abind. 53]
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Ferner leistet die Agentur auf Ersuchen der Kommission iiber das mit der Entscheidung 2007/779/EG,
Euratom errichtete EU-Katastrophenschutzverfahren analog zu den Bedingungen, die fir Mitglied-
staaten gemafl Absatz 3 Buchstabe ¢ dieses Artikels gelten, Unterstiitzung, falls diese Staaten von
unfallbedingter oder vorsitzlicher Meeresverschmutzung betroffen sind.

Dies erfolgt in Koordination mit den bestehenden regionalen Kooperationsprogrammen und umfasst
bei Bedarf auch die Organisation entsprechender Ausbildungsmaffnahmen.

Artikel 3
Inspektionen

(1) Zur Erfullung der ihr tibertragenen Aufgaben und zur Unterstiitzung der Kommission bei der
Erfullung der ihr aus den Vertrigen erwachsenden Pflichten, und insbesondere bei der Bewertung der
wirksamen Anwendung von Unionsrecht, fithet unterstiitzt die Agentur auf Ersuchen der Kommis-
sion diese bei der Uberpriifung der Umweltvertriglichkeitspriifungen und fiihrt Inspektionen in
den Mitgliedstaaten durch. [Aband. 54]

Die nationalen Behorden der Mitgliedstaaten erleichtern die Arbeit des Personals der Agentur.

Auflerdem fithrt die Agentur Inspektionen im Auftrag der Kommission in Drittlindern gemif den
Anforderungen der Unionsvorschriften durch, insbesondere hinsichtlich Organisationen, die von der
Union nach der Verordnung (EG) Nr. 391/2009 anerkannt wurden, und hinsichtlich der Ausbildung
von Seeleuten und der Erteilung von Befdhigungszeugnissen fiir Seeleute gemifS der Richtlinie
2008/106/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 iiber Mindest-
anforderungen fiir die Ausbildung von Seeleuten—{7} (¥**¥xxixxx)

(2)  Fir die operativen Arbeitsmethoden der Agentur fiir die Durchfithrung der Inspektionen, auf
die in Absatz 1 Bezug genommen wird, gelten Anforderungen, die gemidfl dem in Artikel23-Absatz
2 Artikel 23 genannten Verfahren verabschiedet werden. [Abind. 55]

(3) Die Agentur analysiert gegebenenfalls und auf jeden Fall nach Abschluss eines Inspektions-
zyklus die Berichte dieses Zyklus, um iibergreifende Erkenntnisse zu gewinnen und allgemeine
Schlussfolgerungen zu der Wirksamkeit und Kosteneffizienz der bestehenden Mafinahmen zu ziehen.
Die Agentur legt der Kommission diese Analyse zwecks weiterer Erorterung mit den Mitgliedstaaten
vor und stellt sie auflerdem der Offentlichkeit in leicht zuginglichem Format, auch elektronisch,
zur Verfiigung. [Abind. 56]

) ABLL 314 vom 1122007 S 9.
(*) ABL L 314 vom 1.12.2007, S. 9.
() ABLE 129 vom29-42004-S6.
# ABL L 129 vom 29.4.2004, S. 6.
(***) ABI. L 310 vom 25.11.2005, S. 28.
. yom J. y O .
#xxx) ABI. L 131 28.5.2009, S. 47
(****%) ABI. L 131 vom 28.5.2009, S. 11.
£} ABLE 208 vom 582002510
(%) ABL. L 208 vom 5.8.2002, S. 10.
) ABLE131 vom28-52009-S 114
(rexeee) ABL L 131 vom 28.5.2009, S. 114.
£} ABLE131 vom28-52009-S57
(rxien) - ABL L 131 vom 28.5.2009, S. 57.
6} ABLE255vor30-92005-S—11
o\ M—Hm@m%%
(pexeee) AB]L 323 vom 3.12.2008, S. 33."
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In Artikel 5 werden die Absitze 3 und 4 wie folgt gedndert:

"(3)  Auf Ersuchen der Kommission kann der Verwaltungsrat nach Zustimmung der und in Zu-
sammenarbeit mit den betroffenen Mitgliedstaaten die regionalen Zentren einrichten, die fur die
moglichst effiziente und effektive Erfiillung der Aufgaben der Agentur erforderlich sind, wodurch
die Zusammenarbeit mit bestehenden regionalen und nationalen Netzwerken, die sich bereits im
Priventionsbereich engagieren, gefordert wird. Dabei legt er den genauen Titigkeitsbereich des
regionalen Zentrums fest und vermeidet unnétige finanzielle Kosten. [Abind. 57]

(4)  Die Agentur wird von ihrem Exekutivdirektor vertreten. Der Exekutivdirektor kann im Namen
der Agentur Verwaltungsabkommen mit anderen Gremien, die in den Tatigkeitsbereichen der Agentur
arbeiten, schlieen, nachdem er den Verwaltungsrat unterrichtet hat."

Artikel 10 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

-a) Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

"b) nimmt den Jahresbericht iiber die Titigkeit der Agentur an und iibermittelt ihn spdtes-
tens am 15. Juni dem Europdischen Parlament, dem Rat, der Kommission, dem Rech-
nungshof und den Mitgliedstaaten.

Die Agentur iibermittelt der Haushaltsbehorde jihrlich alle einschligigen Informationen
im Zusammenhang mit den Ergebnissen der Bewertungsverfahren;"

[Abind. 58]

a)  Buchstabe ¢ erhilt folgende Fassung:

“c) prift im Rahmen der Erstellung des Arbeitsprogramms die Ersuchen der Mitgliedstaaten um
technische Unterstiitzung gemafl Artikel 2 Absatz 3;

ca) verabschiedet eine Mehrjahresstrategie fiir die Agentur fiir einen kiinftigen Zeitraum von
funf Jahren unter Beriicksichtigung der Stellungnahme Stellungnahmen des Europdischen
Parlaments und der Kommission; [Abind. 59]

cb) verabschiedet den Mehrjahrespersonalentwicklungsplan der Agentur;"

b)  Buchstabe g wird gestrichen.

ba) Buchstabe h erhilt folgende Fassung:

"h) nimmt seine Aufgaben in Bezug auf den Haushalt der Agentur gemifS den Artikeln 18,
19 und 21 wahr und verfolgt die Ergebnisse und Empfehlungen der diversen internen
und externen Priifungsberichte und Bewertungen und Lisst ihnen angemessene Mafs-
nahmen folgen;"

[Abind. 60]
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3a)

3b)

9

Buchstabe i erhilt folgende Fassung:

"i) bt die Disziplinargewalt tiber den Exekutivdirektor und die in Artikel 16 genannten Ab-
teilungsleiter aus;"

Buchstabe | erhilt folgende Fassung:

"l) iberpriift die finanzielle Abwicklung des detaillierten Plans gemdfS Buchstabe k und der in
der Verordnung (EG) Nr.2038/2006 des Europiischen Parlaments und des Rates vom
18. Dezember 2006 iiber die mehrjihrige Finanzierung der Mafnahmen der Europiischen
Agentur fur die Sicherheit des Seeverkehrs im Bereich der Meeresverschmutzung durch
Schiffe ¢3 (*) vorgesehenen Mittelbindungen.

) ABLE394-vem 3012200651
(*) ABL L 394 vom 30.12.2006, S. 1."

Artikel 11 wird wie folgt geindert:

a) Absatz 1 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

"Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden auf Grund ihrer einschligigen Erfahrung und
Sachkenntnis im Bereich der Sicherheit und Gefahrenabwehr im Seeverkehr sowie dem Ein-
greifen bei Meeresverschmutzung ernannt. Sie besitzen dariiber hinaus Erfahrungen und Sach-
kenntnisse im Bereich der Finanzverwaltung allgemein, der Verwaltung und der Fiihrung von
Mitarbeiterteams. [Abind. 61]

Die Mitglieder des Verwaltungsrats geben schriftlich eine Verpflichtungserklirung und eine
Erklirung ihrer Interessen ab, aus der hervorgeht, ob direkte oder indirekte Interessen bestehen,
die ihre Unabhingigkeit beeintrichtigen konnten. Sie geben in jeder Sitzung eine Erklirung
iiber alle Interessen ab, die ihre Unabhingigkeit in Bezug auf die Tagesordnungspunkte beein-
trichtigen konnten, und beteiligen sich weder an den Diskussionen noch an den Abstimmungen
iiber solche Punkte."

[Abind. 62]

b) Absitze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

"(3)  Die Amtszeit betrigt vier Jahre. Wiederernennung ist einmal zulissig." [Abind. 63]

"(4)  Gegebenenfalls wird die Teilnahme von Vertretern von Drittlindern mit den entspre-
chenden Bedingungen in den Ubereinkiinften gemdfS Artikel 17 Absatz 2 geregelt. Eine solche
Teilnahme hat keinen Einfluss auf die Stimmenanteile der Vertreter der Kommission im Ver-
waltungsrat."

[Abind. 64]

In Artikel 12 wird folgender neuer Absatz 1a angefiigt:

“(1a)  Bei der Wahl des Vorsitzes und stellvertretenden Vorsitzes ist ebenfalls auf ein ausgewo-
genes Verhiltnis von Minnern und Frauen zu achten."

[Abind. 88]
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3c) Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

"(2) 75 Prozent der Gesamtstimmen werden zu gleichen Teilen auf die Vertreter der Mitglied-
staaten verteilt. Die restlichen 25 Prozent der Gesamtstimmen werden zu gleichen Teilen auf die
Vertreter der Kommission verteilt. Der Exekutivdirektor nimmt an der Abstimmung nicht teil."

[Abind. 65]
4)  Artikel 15 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 Buchstaben a und b erhalten folgende Fassung:

"a) Er Er/sie erstellt die Mehrjahresstrategie der Agentur und legt sie dem Verwaltungsrat nach
Stellungnahme der Kommission und des federfiihrenden Ausschusses des Europdischen Par-
laments mindestens 8 Wochen vor der betreffenden Tagung des Verwaltungsrates vor.

[Abind. 66]

aa) Er Er/sie erstellt den Mehrjahrespersonalentwicklungsplan der Agentur und legt ihn nach
Stellungnahme der Kommission und des federfiihrenden Ausschusses des Europdischen Par-
laments dem Verwaltungsrat vor. [Abidnd. 67]

ab) Er Er/sie erstellt das Jahresarbeitsprogramm unter Angabe der voraussichtlichen personellen
und finanziellen Ressourcen, die fiir jede Titigkeit bereitgestellt werden, und den detaillier-
ten Plan fur die Mafnahmen der Agentur zur Vorsorge gegen Verschmutzungen sowie bei
Verschmutzungen und legt sie nach Stellungnahme der Kommission dem Verwaltungsrat
mindestens 8 Wochen vor der betreffenden Tagung des Verwaltungsrates vor. Auf Einladung
des federfiihrenden Ausschusses des Europiischen Parlaments stellt er/sie das jihrliche
Arbeitsprogramm vor und beteiligt sich an einer diesbeziiglichen Aussprache. Er—Er/sie
ergreift die erforderlichen Mafnahmen zu ihrer Umsetzung—E+ und kommt allen Ersuchen
eines Mitgliedstaates um Unterstiitzung gemif$ Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe ¢ nach. [Ab-
ind. 68]

b) EeEr/sie entscheidet nach Stellungnahme der Kommission und entsprechend den in Artikel 3
genannten Anforderungen iiber die Durchfuhrung der in Artikel 3 vorgesehenen Inspektionen.
ErEr/sie arbeitet bei der Vorbereitung der in Artikel 3 Absatz 2 genannten Mafinahmen eng
mit der Kommission zusammen."

b) Absatz 2 Buchstabe d erhilt folgende Fassung:

"d) Er Er/sie fiihrt ein wirksames Kontrollsystem ein, um die von der Agentur erzielten Ergebnisse
an den in dieser Verordnung festgelegten Zielen und Aufgaben messen zu konnen. Zu diesem
Zweck erstellt er/sie im Einvernehmen mit der Kommission mafSgeschneiderte Leistungs-
indikatoren, die eine effektive Bewertung der erzielten Ergebnisse ermoglichen. Er/sie Er
stellt sicher, dass die Organisationsstruktur der Agentur im Rahmen der verfiigbaren finan-
ziellen und personellen Ressourcen regelmiflig an die sich dndernden Erfordernisse angepasst
wird. Auf dieser Grundlage erstellt der Exekutivdirektor jedes Jahr den Entwurf eines all-
gemeinen Titigkeitsberichts, den er dem Verwaltungsrat vorlegt. Der Bericht enthilt einen
speziellen Abschnitt tiber die finanzielle Abwicklung des detaillierten Plans fiir die Tatigkeiten
der Agentur im Bereich der Vorsorge gegen und des Eingreifens bei Verschmutzung sowie
einen aktualisierten Uberblick iiber den Stand aller im Rahmen dieses Plans finanzierten
Mafnahmen. Er/sie Erfithrt Verfahren fiir regelmifSige Evaluierungen entsprechend den an-
erkannten fachspezifischen Standards ein."

[Abind. 70]
¢) Absatz 2 Buchstabe g wird gestrichen.

d) Absatz 3 wird gestrichen.
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5)

Artikel 16 erhilt folgende Fassung:

"Artikel 16
Ernennung des Exekutivdirektors und der Abteilungsleiter

(1)  Der Exekutivdirektor wird vom Verwaltungsrat ernannt und entlassen. Er wird aus einer Liste
von Bewerbern, die von der Kommission vorgeschlagen werden, fur einen Zeitraum von fiinf Jahren
ernannt; Grundlage hierfiir sind erworbene Verdienste und nachgewiesene Verwaltungs- und Leitungs-
fahigkeiten sowie fiir die Sicherheit und Gefahrenabwehr im Seeverkehr wie auch die Verhiitung von
Verschmutzung dureh-Sehiffe und das Eingreifen beim Eintreten von Meeresverschmutzung relevante
Befihigung und Erfahrung. Vor seiner Ernennung kann der vom Verwaltungsrat ausgewahlte Bewer-
ber aufgefordert werden, vor dem zustindigen Ausschuss des Europaischen Parlaments eine Erklarung
abzugeben und Fragen der Ausschussmitglieder zu beantworten. Die eventuelle Stellungnahme des
Ausschusses wird bei der offiziellen Ernennung beriicksichtigt. Der Verwaltungsrat fasst seinen
Beschluss mit Vierfiinftelmehrheit aller stimmberechtigten Mitglieder. [Abdnd. 71]

(2)  Der Verwaltungsrat kann auf Vorschlag der Kommission unter Beriicksichtigung des Bewer-
tungsberichts die Amtszeit des Exekutivdirektors um maximal drei fiinf Jahre verlingern. Der Ver-
waltungsrat fasst seinen Beschluss mit Vierfiinftelmehrheit aller stimmberechtigten Mitglieder. Der
Verwaltungsrat unterrichtet das Europiische Parlament iiber seine Absicht, die Amtszeit des Exe-
kutivdirektors zu verlingern. Innerhalb des Monats vor der Verlingerung seiner Amtszeit kann der
Exekutivdirektor aufgefordert werden, sich vor dem zustindigen Ausschuss des Parlaments zu duflern
und Fragen der Ausschussmitglieder zu beantworten. Die eventuelle Stellungnahme des Ausschusses
wird bei der offiziellen erneuten Ernennung beriicksichtigt. Wird die Amtszeit nicht verlingert, so
bleibt der Exekutivdirektor bis zur Ernennung seines Nachfolgers im Amt. [Abidnd. 72]

(3)  Der Exekutivdirektor kann von einem oder mehreren Abteilungsleitern unterstiitzt werden. Bei
Abwesenheit oder Verhinderung des Exekutivdirektors nimmt einer der Abteilungsleiter seine/ihre
Aufgaben wahr.

(4)  Die Abteilungsleiter werden, unter Wahrung eines ausgewogenen Verhiltnisses von Minnern
und Frauen, aufgrund ihrer erworbenen Verdienste und nachgewiesenen Verwaltungs- und Leitungs-
fahigkeiten sowie der fur die Sicherheit und Gefahrenabwehr im Seeverkehr wie auch die Verhiitung
von Verschmutzung dureh—Sehiffe-und das Eingreifen beim Eintreten von Meeresverschmutzung
relevanten Befihigung und Erfahrung ernannt. Die Abteilungsleiter werden nach einer befiirwortenden
Stellungnahme des Verwaltungsrats vom Exekutivdirektor ernannt und entlassen."

[Abind. 73 und 90]
Artikel 18 wird wie folgt gedndert:
(a) Absatz 1 Buchstabe ¢ erhilt folgende Fassung:

“c) Gebithren und Entgelten fiir Verdffentlichungen, Ausbildungsmafinahmen und sonstige von
der Agentur erbrachte Leistungen."

(b) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

"(3)  Der Exekutivdirektor stellt auf der Grundlage der titigkeitsbezogenen Haushaltsauf-
stellung einen Entwurf eines Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben der Agentur fiir das
folgende Haushaltsjahr auf und leitet ihn zusammen mit einem vorliufigen Stellenplan dem
Verwaltungsrat zu."

[Abind. 74]
(c) Absitze 7 und 8 erhalten folgende Fassung:

"(7)  Die Kommission iibermittelt den Voranschlag zusammen mit dem Entwurf des Gesamt-
haushaltsplans der Europdischen Union dem Europdiischen Parlament und dem Rat (nach-
stehend "Haushaltsbehorde" genannt).
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(8)  Die Kommission setzt auf der Grundlage des Voranschlags die von ihr fiir erforderlich
erachteten Mittelansitze fiir den Stellenplan und den Betrag des Zuschusses aus dem Gesamt-
haushaltsplan in den Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europiischen Union ein, den sie
gemifS Artikel 314 des AEUV der Haushaltsbehirde gemeinsam mit einer Beschreibung und
Begriindung etwaiger Abweichungen zwischen dem Voranschlag der Agentur und dem Zu-
schuss aus dem Gesamthaushaltsplan vorlegt."

[Abind. 75]
(d) Absatz 10 erhilt folgende Fassung:

"(10)  Der Haushaltsplan wird vom Verwaltungsrat festgestellt. Er wird endgiiltig, wenn der
Gesamthaushaltsplan der Europdischen Union endgiiltig festgestellt ist. Er wird gegebenenfalls
gemeinsam mit dem Jahresarbeitsprogramm entsprechend angepasst."

[Abind. 76]
Artikel 22 Absdtze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

“(1)  Der Verwaltungsrat gibt in regelmifigen Abstinden und mindestens alle fiinf Jahre eine
unabhingige externe Bewertung der Durchfithrung dieser Verordnung in Auftrag, wobei gepriift
wird, ob sie sachgerecht, wirksam und kosteneffizient ist. Die Kommission stellt der Agentur alle
Informationen zur Verfiigung, die diese fiir diese Bewertung fiir erforderlich halt.” [Abidnd. 77]

(2) Im Rahmen dieser Bewertung werden die Niitzlichkeit, die ZweckmifSigkeit, der erzielte
zusdtzliche Nutzen und die Effizienz der Agentur und ihrer Arbeitsweise beurteilt. Bei der Beur-
teilung werden die Ansichten der Beteiligten auf europdischer und auf nationaler Ebene beriick-
sichtigt. Bewertet wird insbesondere, ob es gegebenenfalls nétig ist, den Aufgabenbereich der
Agentur zu verdindern oder zu erweitern oder ihre Titigkeit zu beenden, wenn sie nicht mehr
notwendig ist."

[Abind. 78]
Die folgenden Artikel werden eingefiigt:

"Artikel 22a
Machbarkeitsstudie
Spiitestens ... (*) legt die Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat eine Machbar-

keitsstudie fiir ein europdisches Koordinierungssystem der nationalen Kiistenwachen vor, in der
klar Kosten und Nutzen aufgezeigt werden.

Gegebenenfalls wird dieser Bericht durch einen Gesetzgebungsvorschlag erginzt. [Abind. 79]

Artikel 22b
Sachstandsbericht

Spitestens ... (**) iibermittelt die Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat einen
Bericht, in dem dargelegt wird, wie die Agentur die durch diese Verordnung zugewiesenen zu-
sitzlichen Verantwortungsbereiche wahrgenommen hat und gegebenenfalls ob ihre Ziele oder
Aufgaben weiter ausgeweitet werden sollen. Insbesondere soll dieser Bericht Folgendes enthalten:

(a) eine Analyse des Zugewinns an Wirksamkeit, der durch eine stirkere Integration der Agentur
mit der Pariser Vereinbarung iiber die Hafenstaatkontrolle erzielt wurde;
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(b) Informationen iiber die Wirksamkeit und Kohirenz bei der Durchsetzung der Richtlinie
2005/35/EG durch die Mitgliedstaaten und detaillierte statistische Informationen iiber die
angewandten Sanktionen.

Gegebenenfalls wird dieser Bericht durch einen Gesetzgebungsvorschlag erginzt.

[Abind. 80]

(*) Ein Jahr nach Inkrafttreten dieser Verordnung.
(**) Drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung."

Artikel 23 erhilt folgende Fassung:

"Artikel 23
Ausschuss

& Die Kommission ist befugt, i

*)-eingesetzten-Ausschussfiir dic Sicher-
stittzt-delegierte Rechtsakte gemdifS Artikel 23a im Hinblick auf die operativen Arbeitsmethoden
der Agentur zur Durchfiihrung der ihr nach Artikel 3 Absatz 1 iibertragenen Inspektionsaufgaben
zu erlassen. [Abind. 81]

[Abind. 82]

(1 AR 324vom-—2911-2002-5 1"

Der folgende Artikel wird eingefiigt:

"Artikel 23a
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnisse zum Erlass der delegierten Rechtsakte werden der Kommission unter den in
diesem Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte nach Artikel 23 Absatz 1 wird der Kommis-
sion fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren nach dem Inkrafttreten iibertragen. Die Kommission
erstellt spitestens sechs Monate vor Ablauf des Fiinfjahreszeitraums einen Bericht iiber die Uber-
tragung der Befugnisse. Die Befugnisiibertragung verlingert sich stillschweigend um Zeitriume
gleicher Linge, es sei denn, das Europiische Parlament oder der Rat widerspricht einer solchen
Verlingerung spitestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung nach Artikel 23 kann vom Europiischen Parlament oder vom Rat
jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in
diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amts-
blatt der Europdiischen Union oder zu einem darin angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Er
beriihrt nicht die Giiltigkeit der bereits in Kraft getretenen delegierten Rechtsakte.
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(4)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlisst, teilt sie dies dem Europdischen
Parlament und dem Rat gleichzeitig mit.

(5)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemiifS Artikel 23 erlassen worden ist, tritt nur in Kraft, wenn
weder vom Europdischen Parlament noch vom Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach
Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europiische Parlament und den Rat Einspruch erhoben
wurde oder wenn vor Ablauf dieser Frist sowohl das Europdische Parlament als auch der Rat der
Kommission mitgeteilt haben, dass sie keinen Einspruch erheben werden. Auf Initiative des Eu-
ropdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlingert."

[Abind. 83]
Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemaf8 den Vertrdgen unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu ... am [...]

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prisident Der Prisident

Abkommen iiber Partnerschaft und Zusammenarbeit EG-Usbekistan und bilatera-
ler Handel mit Textilien

P7_TA(2011)0586

Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 15. Dezember 2011 zu dem Entwurf eines

Beschlusses des Rates iiber den Abschluss eines Protokolls zu dem Abkommen iiber

Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Griindung einer Partnerschaft zwischen den Europiischen

Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Usbekistan andererseits zur

Anderung des Abkommens zwecks Ausweitung der Bestimmungen des Abkommens auf den

bilateralen Handel mit Textilien in Anbetracht des Auslaufens des bilateralen Textilabkommens
(16384/2010 — C7-0097/2011 - 2010/0323(NLE))

(2013/C 168 E[47)

Das Europdische Parlament,
— in Kenntnis des Entwurfs eines Beschlusses des Rates (16384/2010),

— in Kenntnis des Ersuchens des Rates um Zustimmung gemafl Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2
Buchstabe a Ziffer v und Artikel 207 des Vertrages iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union
(C7-0097/2011),

— unter Hinweis auf seine fritheren Entschlieungen vom 15. November 2007 (), vom 26. Oktober
2006 (?), vom 27. Oktober 2005 (}) und 9. Juni 2005 (*) zu Usbekistan, vom 12. Mirz 1999 zum
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen EU-Usbekistan (°), vom 8. Juni 2011 zu der auflenpoliti-
schen Dimension der Sozialpolitik, Forderung von arbeits- und sozialrechtlichen Standards

() ABL C 282 E vom 6.11.2008, S. 478.
() ABL C 313 E vom 20.12.2006, S. 466.
() ABL C 272 E vom 9.11.2006, S. 456.
(4 ABL C 124 E vom 25.5.2006, S. 422.
() ABL C 175 E vom 21.6.1999, S. 432.



	Europäische Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs ***I P7_TA(2011)0581 Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. Dezember 2011 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 zur Errichtung einer Europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (KOM(2010)0611 – C7-0343/2010 – 2010/0303(COD)) (2013/C 168 E/46)
	P7_TC1-COD(2010)0303 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 15. Dezember 2011 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) Nr. …/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 zur Errichtung einer Europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (Text von Bedeutung für den EWR)
	Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit EG-Usbekistan und bilateraler Handel mit Textilien P7_TA(2011)0586 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. Dezember 2011 zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates über den Abschluss eines Protokolls zu dem Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Usbekistan andererseits zur Änderung des Abkommens zwecks Ausweitung der Bestimmungen des Abkommens auf den bilateralen Handel mit Textilien in Anbetracht des Auslaufens des bilateralen Textilabkommens (16384/2010 – C7-0097/2011 – 2010/0323(NLE)) (2013/C 168 E/47)

